Formulierungshilfe fir die Fraktionen CDU/CSU
und SPDflr einen aus der Mitte des Deutschen
Bundestages einzubringenden

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Strafver-
folgung hinsichtlich des Handels mit inkriminierten Gu-
tern unter Nutzung von Postdienstleistern;
hier: Formulierungshilfe fur einen Anderungsantrag der
Fraktionen CDU/CSU und SPD

A. Problem und Ziel

Mit Urteil vom 27. Mai 2020 (6 C 1.19) hat das Bundesverwaltungsge-
richt entschieden, dass die Vorgabe des § 3 Absatz 2 Satz 2 Post-Ent-
geltregulierungsverordnung (PEntgV) nicht von der Ermachtigungs-
normdes 8 21 Absatz 4 des Postgesetzes (PostG) gedeckt und damit
unwirksam ist. Die Norm enthalt Vorgaben zur Bestimmung des dem
regulierten Unternehmen im Rahmen der Entgeltgenehmigung zuzu-
biligenden Gewinnsatzes. Die in dieser Normim Jahr 2015 durch den
Verordnungsgeber verankerte Vergleichsmarktbetrachtung stehe — so
das Bundesverwaltungsgericht— im Widerspruch zu dem im Postge-
setz verankerten Effizienzkostenbegriff. Zur Regelung einer vom Ge-
setz abweichenden Bestimmung des Gewinnsatzes sei der Verord-
nungsgeber nicht berechtigt. Zudem muisse der Bundesgesetzgeber
die wesentlichen Faktoren der Gewinnbestimmung selbst vorgeben.

In einem obiter dictumhat das Bundesverwaltungsgerichtzudem Zwei-
fel an der Lastenallokationspraxis der Bundesnetzagentur geduf3ert.
Nach 8§ 20 Absatz 2 PostG hat die Bundesnetzagentur bei der Geneh-
migung von Entgelten fur lizenzpflichtige Postdienstleistungen markt-
beherrschender Anbieter bestimmte Aufwendungen angemessen zu
berlcksichtigen, die nach dem Mal3stab der Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung nach § 20 Absatz 1 PostG aul3er Betracht blei-
ben missten. Dabei handelt es sich um die Kosten fur die Einhaltung
der wesentlichen Arbeitsbedingungen, die im lizenzierten Bereich tb-
lich sind, die Kosten einer flachendeckenden Versorgung mit Post-
dienstleistungenund die Kosten aus der Ubernahme von Versorgungs-
lasten fir die Beschéftigten, die aus der Rechtsnachfolge der Deut-
schen Bundespost entstanden sind. Die Bundesnetzagentur hat diese
sogenannten Lasten in der Vergangenheit auch nach Tragfahigkeits-
gesichtspunkten zugeordnet. Das Bundesverwaltungsgericht sieht ei-
nen Widerspruch zwischen dieser Art der Lastenallokation und demim
Postgesetz verankerten Effizienzkostenbegriff.

B. Losung

Die Vorgaben zur Bestimmung des Gewinnsatzesim Rahmen des Ent-
geltregulierungsverfahrens werden auf gesetzlicher Ebene veranker,
um den Widerspruch zwischen Verordnungs- und Gesetzesrecht auf-
zulésen. Die Praxis der Bundesnetzagentur, Lasten nach dem Tragfa-
higkeitsprinzip zuzuordnen, wird auf eine gesetzliche Grundlage
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gestellt, die den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts Rechnung
tragt. Zudemwerden weitere Anpassungen des Postgesetzes im Inte-
resse der Nutzerinnen und Nutzer von Postdienstleistungen und der
Wettbewerbsforderung vorgenommen.

C. Alternativen

Ein Verzicht aufdie in diesem Gesetz enthaltenen Gesetzesanpassun-
genwirde zum einendazu fuhren, dass demregulierten Unternehmen
nicht mehr die erforderliche Liquiditat zur Verfligung stiinde, um die
digitalisierungsbedingten Transformationsprozesse auf den Postmark-
ten zu bewaltigen. Zum anderen ware nicht mehr gewahrleistet, dass
die aus der Rechtsnachfolge der Deutschen Bundespost und aus der
Erfallung der normativen Anforderungen des Universaldienstes entste-
henden Kosten vollstdndig am Markt erwirtschaftet werden kénnen.
Dies wirde eine anderweitige Finanzierung dieser Aufwendungen er-
forderlich machen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiullungsaufwand

Fir den Bund entstehenim Einzelplan 09 Haushaltsausgaben in Hohe
von jahrlichen 517.621 Euro.

Es entsteht bei der Bundesnetzagentur ein zusatzlicher Stellenbedarf
von 4,37 (2,36 hD, 1,67 gD, 0,35 mD) Stellen inklusive Gemeinkosten-
tatigkeiten, davon 3,41 fur Fachaufgaben (1,84 hD, 1,3 gD, 0,27 mD).

Die zuséatzlichen Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln sollen fi
nanziell und stellenmafig im Einzelplan 09 ausgeglichen werden.

Fir Lander und Kommunen entstehen keine Haushaltsausgaben.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand far Birgerinnen und Birger

Durch die Verordnung entsteht den Burgerinnen und Burgern kein Er-
fallungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft ergibt sich eine Anderung des jahrlichen Erfiillungs-
aufwands in Hohe von rund + 90 Tsd. Euro.



E.3 Erfillungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung entsteht ein zusatzlicher Jahrlicher Erfullungsauf-
wand von rund + 64,4 Tsd. Euro. Zusatzlich entsteht ein einmaliger
Erfullungsaufwand in Hohe von rund 163 Tsd. Euro.

F. Weitere Kosten

Durch die vorgesehenen gesetzlichen Anpassungen werden die be-
reits bisher von der Bundesnetzagentur angewandten Maf3stabe fiir
die Bestimmung genehmigungsbedurftiger Entgelte im Postgesetz fi-
xiert. Dadurch bleiben die etablierten Entgeltstrukturen auf den Post-
markten erhalten. Das Vorhabendient damit der Stabilisierungder Ent-
geltvorgaben und damit auch der Stabilisierung der zukinftigen Ent-
geltentwicklung, die sich weiterhin entlang der bisher geltenden Regu-
lierungspraxis vollzieht. Auch durch die Einfihrung der Preis-Kosten-
Scheren-Prifung und der verbindlichen Teilnahme von Postdienstleis-
tern am Schlichtungsverfahren entstehen keine tber den Erflllungs-
aufwand hinausgehenden weiteren Kosten.
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Formulierungshilfe fir einen Anderungsantrag
der Fraktionen CDU/CSU und SPD

zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Strafverfolgung hin-
sichtlich des Handels mit inkriminierten Gutern unter Nutzung von

Postdienstleistern

— Bundestags-Drs. 19/20347 —

Der Bundestag wolle beschlieRen, den Gesetzentwurf auf Drucksache
19/20347 mit folgenden

MaRgaben, im Ubrigen unverandert anzunehmen:

1.

Die Bezeichnung wird wie folgt gefasst:

~Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Strafverfolgung
hinsichtlich des Handels mit inkriminierten Gutern unter Nutzung
von Postdienstleistern sowie zur Anderung weiterer Vorschriften®.

Artikel 1 wird wie folgt geandert:

a) Die Nummer 1 wird durch folgende Nummern 1 bis 9 ersetzt:

, 1.

In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu § 18 fol-
gende Angabe eingeflgt:

»8 18a Schlichtung®.

§ 18 wird wie folgt geandert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)"wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.

Nach § 18 wird folgender § 18a eingeflgt:

.3 18a
Schlichtung

(1) Kunden kénnen die Regulierungsbehdérde als
Schlichtungsstelle anrufen zur Beilegung von Streitigkei-
ten mit dem Anbieter von Postdienstleistungen tber

1. Rechte und Pflichten bei Verlust, Entwendung oder
Beschadigung von Postsendungen oder

2. die Verletzung eigener Rechte, die ihnen aufgrund
einer Rechtsverordnung nach § 18 zustehen.

Kunden im Sinne des Satzes 1 sind
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1. Absender, die Postdienstleistungen vertraglich in
Anspruch nehmen, ohne dass mit ihnen Sonderbe-
dingungen vereinbart wurden, und

2. Empféanger von Postsendungen, die von Absendern
nach Nummer 1 versandt werden.

(2) Voraussetzung fur die Anrufung der Schlich-
tungsstelle ist, dass zuvor eine Streitbeilegung mit dem
Anbieter erfolglos nach Mal3gabe einer Rechtsverord-
nung nach Absatz 8 geblieben ist. Sofern ein Verbrau-
cher die Schlichtungsstelle anruft, sind Anbieter ver-
pflichtet, am Schlichtungsverfahren teilzunehmen.

(3) Die Schlichtungsstelle hat sicherzustellen, dass
Streitfalle im Rahmen des Schlichtungsverfahrens ange-
messen und zlgig bearbeitet werden. Das Schlichtungs-
verfahren soll eine Dauer von 90 Tagen ab Eingang der
vollstandigen Beschwerdeunterlagen bei der Schlich-
tungsstelle nicht Gberschreiten.

(4) Die Schlichtungsstelle fihrt das Schlichtungs-
verfahren unter Anhérung der Beteiligten mitdem Ziel ei-
ner gutlichen Einigung nach MafRgabe einer Rechtsver-
ordnung nach Absatz 8 durch. Das Verfahren endet mit
einer Einigung der Parteien oder mit der Feststellung der
Schlichtungsstelle, dass eine Einigung der Parteien nicht
zustande gekommen ist. Das Ergebnis ist den Parteien
schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

(5) Fur die Durchfuihrung des Schlichtungsverfah-
rens werden keine Gebuhren und Auslagen erhoben.
Jede Parteitragtdie ihr durch die Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren entstehenden Kosten selbst.

(6) Die Schlichtungsstelle hat einmal jahrlich in ge-
eigneter Form eine Statistik tGber die durchgefihrten
Schlichtungsverfahren zu veréffentlichen.

(7) Die aul3ergerichtliche Beilegung von Streitigkei-
ten zwischen einem Verbraucher und einem Anbieter
von Postdienstleistungen muss den Anforderungen des
Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes entsprechen. Das
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie tbermit-
telt der Zentralen Anlaufstelle fiir Verbraucherschlich-
tung die Mitteilung nach 8 32 Absatz 3 und 4 des Ver-
braucherstreitbeilegungsgesetzes.

(8) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und
Energie wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Ein-
zelheiten des aulRergerichtlichen Streitbeilegungsverfah-
rens zu regeln. Das Bundesministerium fur Wirtschatft
und Energie kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf die Bundesnetzagentur fir Elekt-
rizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
Ubertragen. Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung
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nach Satz 1 bleiben Schlichtungsordnungen wirksam,
die auf Grundlage des § 18 Absatz 2 des Postgesetzes
vom 22. Dezember 1997 (BGBI. | S. 3294), das zuletzt
durch Artikel 318 der Verordnung vom 19. Juni 2020
(BGBI. I S. 1328) geandert worden ist, erlassen wurden.

(9) Die Bundesregierung evaluiert Absatz 1 bis
zum [einsetzen: Angabe des Tages und Monats der Ver-
kiindung nach Artikel 4 dieses Gesetzes sowie die Jah-
reszahl des zweiten auf die Verkiindung folgenden Jah-
res]. Die Evaluierung muss eine Untersuchung einschlie-
Ren, ob der in Absatz 1 Satz 2 geregelte Kundenbegriff
dem Ziel eines effektiven Verbraucherschutzes gerecht
wird oder eine Ausweitung des Kundenbegriffs erfolgen
sollte, insbesondere, ob der Bezug zu Sonderbedingun-
genin Absatz 1 Satz 2 aufgegeben werden kann.*

§ 20 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,Absatz2“ durch die
Angabe ,Absatz 3“ ersetzt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefiigt:

»(2) Die Kosten der effizienten Leistungsbereit-
stellung ergeben sich aus den langfristigen zusatzli-
chen Kosten der Leistungsbereitstellung und einem
angemessenen Zuschlag fur leistungsmengenneut-
rale Gemeinkosten, jeweils einschliel3lich eines an-
gemessenen Gewinnzuschlags, soweit die Kosten
jeweils fur die Leistungsbereitstellung notwendig
sind. Bei der Ermittlung des angemessenen Ge-
winnzuschlags sind insbesondere die Gewinnmar-
gen solcher Unternehmen als Vergleich heranzuzie-
hen, die mit dem beantragenden Unternehmen in
struktureller Hinsicht vergleichbar und in anderen
europaischen Landern auf den mit dem lizenzierten
Bereich vergleichbaren, dem Wettbewerb geoffne-
ten Markten téatig sind. Bei der Vergleichsbetrach-
tung bleiben solche Zeitraume unbericksichtigt, in
denen die wirtschaftliche Entwicklung in einer erheb-
lichen Anzahl der Vergleichslander durch aul3erge-
wohnliche Umstande beeinflusst wurde.”

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt
geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,dafd hierfur eine
rechtliche Verpflichtung oder ein sonstiger
sachlich gerechtfertigter Grund nachgewiesen
wird“ durch die Worter ,dass eine sachliche
Rechtfertigung nachgewiesen wird* ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeftigt:

~Soweit die nachgewiesenen Kosten die Kosten
der effizienten Leistungsbereitstellung nach Ab-
satz 2 Ubersteigen, werden sie im Rahmen der
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cc)

Entgeltgenehmigung bertcksichtigt, wenn hier-
fur eine rechtliche Verpflichtung besteht oder
eine sonstige sachliche Rechtfertigung nachge-
wiesen wird.*

Nach dem neuen Satz 3 werden folgende Satze
angefugt:

~2Aufwendungen nach Satz 2 sind den Dienst-
leistungen verursachungsgerecht zuzuordnen.
Kénnen die Aufwendungen bei einer verursa-
chungsgerechten Zuordnung aufgrund der
Marktgegebenheiten nicht getragen werden,
ohne dass die Wettbewerbsfahigkeit der Dienst-
leistungen beeintrachtigt wird, kénnen sie ab-
weichend von Satz 4 anderen Dienstleistungen
zugeordnet werden. Dienstleistungen, deren
Entgelte der Genehmigung nach § 19 bedrfen,
kénnen Aufwendungen nach Satz 5 nur zuge-
ordnet werden, soweit zwischen den Dienstleis-
tungen und den Aufwendungen ein konkreter
Zurechnungszusammenhang besteht. Ein Zu-
rechnungszusammenhang besteht insbeson-
dere dann, wenn bei der Befdérderung der Sen-
dungen Einrichtungen oder Personal gemein-
sam genutzt werden.”

d) Nach dem neuen Absatz 3 wird folgender Absatz 4
eingefugt:

e)

a)

»,(4) Eine missbrauchliche Beeintrachtigung im

Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 wird insbe-
sondere dann vermutet, wenn die Spanne zwischen

1.

dem Entgelt, das ein marktbeherrschender Li-
zenznehmer Wettbewerbern flir eine Zugangs-
leistung nach § 28 in Rechnung stellt, und

dem Entgelt, das er fur eine Endkundenleistung
verlangt, die weitere Wertschoépfungsstufenum-
fasst,

nicht ausreicht, um einem effizienten Unternehmen
die Erzielung einer angemessenen Gewinnmarge
auf dessen Eigenanteil an der Wertschopfung zu er-
moglichen (Preis-Kosten-Schere).”

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.
§ 21 wird wie folgt geandert:

In Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 wird jeweils die An-
gabe ,§ 20 Abs. 2 Nr. 1“ durch die Angabe ,§ 20 Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
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aa) In Satz 1 wird die Angabe ,§ 20 Abs. 2 Nr. 1°
durch die Angabe ,§ 20 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,§ 20 Abs. 2 Nr. 2 o-
der 3" durch die Angabe ,§ 20 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 oder 3“ ersetzt.

In § 24 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird jeweils
die Angabe ,§ 20 Abs. 2 Nr. 2 oder 3" durch die Angabe
»3 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder 3“ ersetzt.

In 8§ 25 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils
die Angabe ,§ 20 Abs. 2“ durch die Angabe ,§ 20 Ab-
satz 3“ ersetzt.

§ 34 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 3 wird die Angabe ,§ 20 Abs. 1 und 2“ durch
die Angabe ,§ 20 Absatz 1 und 3“ ersetzt.

b) In Satz 4 werden nach den Wortern ,,durch die Re-
gulierungsbehoérde” ein Komma und die Wérter ,.so-
weit der Lizenznehmer marktbeherrschend ist“ ein-
gefugt.

Nach 8 39 Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingeflgt:

»(4a) Ein nach Absatz 2 Verpflichteter hat der zustan-
digen Strafverfolgungsbehérde eine Postsendung, tber
deren Inhalt er sich nach Absatz 4 Satz 1 Kenntnis ver-
schafft hat, unverziiglich zur Nachpriufung vorzulegen,
wenn zureichende tatsachliche Anhaltspunkte dafur be-
stehen, dass mit der Postsendung eine strafbare Hand-
lung nach

1. den 88 29 bis 30b des Betaubungsmittelgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Méarz
1994 (BGBI. | S. 358), das zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 30. November 2020 (BGBI. |
S. 2600) geédndert worden ist,

2. 84 des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes vom
21. November 2016 (BGBI. | S. 2615), das zuletzt
durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. Juli 2020
(BGBI. I S. 1555) geandert worden ist,

3. 8§19 desGrundstoffiiberwachungsgesetzesvom11.
Méarz 2008 (BGBI. | S. 306), das zuletzt durch Arti-
kel 92 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. |
S. 1328) geandert worden ist,

4. den 8895 und 96 des Arzneimittelgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember
2005 (BGBI. | S. 3394), das zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBI. |
S. 2870) geandert worden ist,

5. 84 des Anti-Doping-Gesetzes vom 10. Dezember
2015 (BGBI. | S. 2210), das zuletzt durch Artikel 1
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der Verordnung vom 3. Juli 2020 (BGBI. | S. 1547)
geéndert worden ist,

6. den 8851 und 52 des Waffengesetzes vom11. Ok-
tober 2002 (BGBI. | S. 3970, 4592; 2003 | S. 1957),
das zuletzt durch Artikel 228 der Verordnung vom
19.Juni 2020 (BGBI. I S. 1328) geandertwordenist,

7. den 8840 und 42 des Sprengstoffgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. September
2002 (BGBI. | S. 3518), das zuletzt durch Artikel 232
derVerordnungvom19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328)
geéndert worden ist,

8. den 8819 bis 21 und 22a des Gesetzes Uber die
Kontrolle von Kriegswaffen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. November 1990 (BGBI. |
S. 2506), das zuletzt durch Artikel 36 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert
worden ist,

9. 8§13 des Ausgangsstoffgesetzes vom 3. Dezember
2020 (BGBI. I S. 2678),

in der jeweils geltenden Fassung begangen wird. Das
Postgeheimnis nach Artikel 10 des Grundgesetzes wird
insoweit eingeschrankt.”

b) Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen.

Nach Artikel 1 werden folgende Artikel eingefiigt:

Artikel 2

Anderung der Post-Entgeltregulierungsverordnung

Die Post-Entgeltregulierungsverordnung vom 22. November
1999 (BGBI. I S. 2386), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung
vom 14. Marz 2019 (BGBI. | S. 338) geandertworden ist, wird wie
folgt geandert:

1. 83 wird wie folgt geandert:

a)

b)
c)
d)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Angabe ,Absatzes 2“ wird durch die Angabe
»$ 20 Absatz 2 des Gesetzes" ersetzt.

bb) Die Angabe ,§20 Abs. 2“ wird durch die Angabe
»3 20 Absatz 3“ ersetzt.

Die Abséatze 2 und 4 werden aufgehoben.
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3 und die Angabe
»3 20 Abs. 2“ durch die Angabe ,§ 20 Absatz 3“ ersetzt.

2. 84 wird wie folgt geéndert:
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a) In Absatz2 Nummer 3 wird die Angabe ,§20 Abs.2"
durch die Angabe ,§ 20 Absatz 3“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,§ 3 Abs. 2“ durch die An-
gabe ,§ 20 Absatz 2 des Gesetzes"“ ersetzt.

Artikel 3
Anderung der Postdienstleistungsverordnung

Die Postdienstleistungsverordnung vom 21. August 2001
(BGBI. | S.2178), die durch Artikel 170 des Gesetzes vom 29.
Marz 2017 (BGBI. | S. 626) geadndertworden ist, wird wie folgt ge-
andert:

1. In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 10 wie folgt ge-
fasst:

,§ 10 (weggefallen)®.
2. 810 wird aufgehoben.’
Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 4.
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Begriundung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Gesetz zielt auf eine Anpassung postgesetzlicher Vorschriften vor
dem Hintergrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 27.
Mai 2020. Das Gericht hat zwei fir dieses Gesetz wesentliche Aussa-
gen getroffen:

Zum einen sei die Regelung zur Bestimmung des Gewinnsatzes im
Wege der Vergleichsmarktbetrachtung, die die Bundesregierung im
Jahr 2015 in der Post-Entgeltregulierungsverordnung geschaffen hat,
rechtswidrig und damit unanwendbar. Diese sei nicht von der postge-
setzlichen Verordnungsermachtigung in 8 21 Absatz 4 PostG gedeckt.
Der Gesetzgeber habe durch die Verankerung des Maflistabes der
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung im Postge setz bereits
die Gewinnbemessung in Form einer risikoadaquaten Kapitalverzin-
sung vorgegeben. Damit sei dem Verordnungsgeber die Schaffung ei-
ner abweichenden Regelung zur Bestimmung des Gewinnsatzes im
Verordnungsrecht verwehrt gewesen.

Zudem hat das Gericht— in Form eines obiter dictum — deutliche Be-
denken gegen die Lastenallokationspraxis der Bundesnetzagentur ge-
aulRert. Als Lasten werden die nach 8 20 Absatz 2 PostG bericksicht-
gungsfahigen Kosten bezeichnet, die Uber die Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung hinaus im Entgeltgenehmigungsverfahren an-
erkannt werden kdnnen. Hierbei handelt es sich um die Kosten fur die
Einhaltung der wesentlichen Arbeitsbedingungen, die im lizenzierten
Bereich Ublich sind, sowie die Kosten einer flachendeckenden Ver sor-
gung mit Postdienstleistungen und die Kosten aus der Ubernahme von
Versorgungslasten fur die Beschaftigten, die aus der Rechtsnachfolge
der Deutschen Bundespost entstanden sind. Diese Lasten sind bei der
Entgeltgenehmigung angemessen zu berlcksichtigen. Die Bundes-
netzagentur wendetdabeineben dervorrangigen Anwendungdes Ver-
ursachungsprinzips subsidiar auch das sog. Tragfahigkeitsprinzip an.
Danach kénnen bei der Bestimmung genehmigungsbedaurftiger Brief-
entgelte auch Lasten einbezogen werden, die in anderen Produktbe-
reichen entstehen, dort aber aufgrund der Wettbewerbsintensitat nicht
erwirtschaftet werden konnen. Das Bundesverwaltungsgericht sieht in
dieser Praxis einen Widerspruch zu der postgesetzlichen Vorgabe ei-
ner angemessenen Berticksichtigung von Lasten. Diese werde Uber-
schritten, wenn es zwischen Lasten und zu genehmigenden Entgelten
keinen Zurechnungszusammenhang gebe.
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. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Um den vom Bundesverwaltungsgericht festgestellten Konflikt zwi-
schen Verordnungs- und Gesetzesrecht im Hinblick auf die Bestim-
mung des Gewinnsatzesim Rahmen von Entgeltgenehmigungsverfah-
ren aufzulésen, wird die bisher in der Post-Entgeltregulierungsverord-
nung enthaltene Regelung zukinftig im Postgesetz selbst geregeltt.
Damit wird zugleich klargestellt, dass eine Vergleichsmarktbetrachtung
zur Bestimmung des Gewinnsatzes mit dem postrechtlichen Effizienz
kostenbegriff vereinbar ist.

Zudemwird eine konkretisierende Rechtsgrundlage fur die Lastenallo-
kationspraxis der Bundesnetzagenturgeschaffen.Diese ermoglicht es,
auch in Zukunft Lasten nach dem Tragfahigkeitsprinzip zuzuordnen,
wenn diese bei einer ausschliel3lich verursachungsgerechten Zuord-
nung zu den Produkten nicht erwirtschaftet werden kdnnen. Dabeiwird
der vom Bundesverwaltungsgericht geforderte Zurechnungszusam-
menhang zwischen Lasten und genehmigungsbedurftigen Entgelten
aufgegriffen.

Daruber hinaus werden weitere Anpassungen des Postgesetzes vor-
genommen, die dem Schutz der Interessen der Nutzer von Postdienst-
leistungen und der Wettbewerber dienen: Konkret wird die Teilnahme
am bereits existierenden Schlichtungsverfahren vor der Bundesnetza-
gentur fur Postdienstleister verbindlich, wenn Verbraucher die Schlich-
tungsstelle anrufen. Zudemwird die Preis-Kosten-Scheren-Prifung als
Instrument zum Schutz der Wettbewerber vor missbrauchlichen Preis-
gestaltungen marktbeherrschender Anbieter im Postbereich einge-
fuhrt.

I". Alternativen

Ein Verzicht aufdie in diesem Gesetz enthaltenen Gesetzesanpassun-
genwirde zum einendazu fihren, dass demregulierten Unternehmen
nicht mehr die erforderliche Liquiditat zur Verfligung stiinde, um die
digitalisierungsbedingten Transformationsprozesse auf den Postmark-
ten zu bewaltigen. Zum anderen ware nicht mehr gewéhrleistet, dass
die aus der Rechtsnachfolge der Deutschen Bundespost und aus der
Erfullung der normativen Anforderungen des Universaldienstes entste-
henden Kosten vollstandig am Markt erwirtschaftet werden kénnen.
Dies wiirde eine anderweitige Finanzierung dieser Aufwendungen er-
forderlich machen.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Ab-
satz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européaischen Union und
volkerrechtlichen Vertrége

Das Gesetz betrifft die Regulierung marktbeherrschender Unterneh-
men auf den Postmarkten. Die Vorgaben der Richtlinie 97/67/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997
Uber gemeinsame Vorschriften fur die Entwicklung des Binnenmarktes
der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der
Dienstequalitat (ABI.L15vom 21.1.1998, S. 14) inder durch die Richt-
linie 2008/6/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20.
Februar 2008 (ABI. L 52 vom 27.2.2008, S. 3) geédnderten Fassung,
die sich im Wesentlichen auf die Bereitstellung eines unionsweiten Uni-
versaldienstes beziehen, wurden bericksichtigt. Soweit das Schlich-
tungsverfahren durch dieses Gesetz angepasst wird, geschieht dies in
Ubereinstimmung mit Artikel 19 der genannten Richtlinie.

VI. Gesetzesfolgen

Durch die vorgesehenen Gesetzesdnderungen werden gesetzliche
Grundlagen fur wesentliche Teile des postrechtlichen Entgeltregulie-
rungsverfahrens geschaffen. Damit wird vor dem Hintergrund der Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtsvom 27. Mai 2020 sicher-
gestellt, dass die Bundesnetzagentur inre Regulierungspraxis zukuinf-
tig auf eine belastbare Gesetzesgrundlage stiitzen kann. Diese Geset-
zesanderungen tragen zu einer groReren Rechtssicherheit flir regu-
lierte Unternehmen, aber auch fiir deren Kundinnenund Kunden sowie
fur die auf den Briefmarkten tatigen Wettbewerber bei.

Durch die Ubernahme der Vorgaben zur Bestimmung des dem regu-
lierten Unternehmen zuzubilligenden Gewinnsatzes wird zudem dazu
beigetragen, dass eine ausreichende Liquiditat besteht, um die digita-
lisierungsbedingten Transformationsprozesse auf den Postmarkten
bewaltigen und auch in Zukunft eine flachendeckende Versorgung mit
Postdienstleistungen gewahrleisten zu kdnnen.

Mit der Einfihrung der Preis-Kosten-Scheren-Prifung wird ein Instru-
ment geschaffen, mit dem missbréauchliche Preisgestaltungen markt-
beherrschender Lizenznehmer effektiv verhindert werden kénnen. In-
soweit tragt das Gesetz zur Forderung des Wettbewerbs im Briefbe-
reich bei.

Durch die Pflicht fir Postdienstleister am Schlichtungsverfahren vor
der Bundesnetzagentur teilzunehmen, wenn ein Verbraucher die
Schlichtungsstelle anruft, wird der Verbraucherschutzim Postbereich
effektiviert. Vor dem Hintergrund meist geringer Schadenshohen
scheuen Verbraucher regelmafig den Weg zu den Gerichten. Mit der
verbindlichen Teilnehme am Schlichtungsverfahren wird eine bereits
bestehende, kostenginstige Alternative zum Rechtsweg aufgewertet.
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1. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir den Bund entstehen im Einzelplan 09 Haushaltsausgaben in Hohe
von jahrlich 517.621 Euro.

Aufgrund der Neuregelungen entstehen fur die Bundesnetzagentur
jahrliche Kosten in Hohe von 517.621 Euro. Davon entfallen auf die
Personalkosten fir die Wahrnehmung der Fachaufgaben insgesant
319.265 Euro.

In den jahrlichen Personal- und Gemeinkosten sind die Kosten firins-
gesamt 428.000 Arbeitsstunden enthalten, davon 94.000 fur die Quer-
schnittsbereiche; dies entspricht rund 4,37 Stellen (2,36 hD, 1,67 gD,
0,35 mD), davon 3,41 Stellen fir Fachaufgaben (1,84 hD, 1,3gD, 0,27
mD), zzgl. 0,96 Stellen fur die Querschnittsbereiche.

Die Personal- und Sachkosten kénnen teilweise Gber Geblhrentatbe-
stande im Postbereich refinanziertwerden. Dabeiflie3en die Geblhren
haushaltstechnisch unmittelbar in den Bundeshaushalt und stehen der
Bundesnetzagentur fur die Bewirtschaftung der laufenden sowie der
einmaligen Personal- und Sachkosten nicht zur Verfigung. Letztere
mussen im Haushalt der Bundesnetzagentur zusatzlich etatisiert wer-
den.

Hinzu kommen nach MalRgabe des Rundschreibens fir Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen und Kostenberechnungen des BMF vom 18. Juni
2020 (BMF Gz Il A 3 - H 1012-10/07/0001 :016) Sacheinzelkosten in
Hbhe von insgesamt 24.850 Euro, Gemeinkosten in Hohe von 6.983
Euro. Die erforderlichen Sacheinzelkosten fir das Personal im Quer-
schnittsbereich istim Gemeinkostenzuschlag enthalten.

Der Stellenmehrbedarf von 3,41 Dienstposten (ohne Dienstposten fur
Gemeinkostentatigkeiten) ergibt sich aus den jeweiligen gesetzlichen
Regelungen wie folgt:

. Im Bereich des Schlichtungsverfahrens wird die Verpflichtung
der Postdienstleister zur Teilnahme amVerfahrenzu einemAn-
stieg der Schlichtungsfalle vor der Bundesnetzagentur flhren.
Hierdurch entsteht ein Stellenmehrbedarfvon jahrlich2,14 Stel-
len.

. Durch die Prifung von Preis-Kosten-Scheren entsteht zusatzli-
che Prufaufwand bei der Beschlusskammer 5 der Bundesnetz
agentur. Dieser fiihrt zu einem jahrlichen Mehrbedarf von 1,86
Stellen.

. Zugleichreduziertsich der Stellenbedarfder Beschlusskammer
5 durch den Wegfall der Entgeltgenehmigungspflicht fur nicht
marktbeherrschende Anbieter férmlicher Zustellungen um 0,59
Stellen jahrlich.

Die zuséatzlichen Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln sollen fi
nanziell und stellenmaf3ig im Einzelplan 09 ausgeglichen werden.
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Fur die Ermittlung der Personal- und Sachkosten wurden die Hinweise
des Bundesministeriums der Finanzen fir Personal- und Sachkosten
in der Bundesverwaltung zu Grunde gelegt.

Fur Lander und Kommunen entstehen keine Haushaltsausgaben.

2. Erfallungsaufwand

Durch die Verordnung entsteht den Burgerinnen und Birgern kein Er-
fullungsaufwand.

Fir die Wirtschaft ergibt sich ein zuséatzlicher jahrlicher Erfillungsauf-
wand in H6he von rund 90 Tsd. Euro.

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. | 89,82
EUR):

davon Burokratiekosten aus Informationspflichten (in | -0,18
Tsd. EUR):

Einmaliger Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR): -

Der zusatzliche Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft in Hohe von
89 820 Euro ist auf die Verpflichtung fir Postdienstleister zurtickzufih-
ren, am Schlichtungsverfahren teilzunehmen, wenn Verbraucher die
Schlichtungsstelle in den in § 18a Absatz 2 Satz 2 PostG genannten
Féllen anrufen. Bei der Berechnung wurde von 630 zusatzlichen
Schlichtungsverfahren pro Jahr, einem Zeitaufwand von 135 Minuten
pro Fall und einem Lohnsatz von 63,40 Euro pro Fall ausgegangen.
Durch den Wegfall der Genehmigungspflicht fir die Entgelte nicht
marktbeherrschender Anbieter formlicher Zustellungen reduziert sich
der Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft in genannter Hohe.

Fur die Verwaltung entsteht ein zusatzlicher jahrlicher Erfullungsauf-
wand von rund 64,4 Tsd. Euro. Zuséatzlich entsteht ein einmaliger Er-
flllungsaufwand in Hohe von rund 163 Tsd. Euro.

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. | 64,40
EUR):

davon auf Bundesebene (in Tsd. EUR): 64,40

davon auf Landesebene (in Tsd. EUR): -

Einmaliger Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR): 163

davon auf Bundesebene (in Tsd. EUR): 163

davon auf Landesebene (in Tsd. EUR): -

Der zusatzliche Erfullungsaufwand fir die Verwaltung resultiertimWe-

sentlichen aus den zusatzlichen Schlichtungsverfahren vor der Bun-
desnetzagentur, die aufgrund der in § 18a Absatz 2 Satz 2 PostG
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geregelten Teilnahmepflicht zu erwarten sind. Bei der Berechnung
wurde von 630 zusatzlichen Schlichtungsverfahren pro Jahr, einem
Zeitaufwand von 135 Minuten pro Fall und einem Lohnsatz von 43,40
Euro pro Fall (insgesamt 61.500 Euro p.a.) ausgegangen. Zudem ent-
steht Mehraufwand durch die Einfuhrung der Preis-Kosten-Scheren-
Prufung. Fur den erforderlichen Konzeptions- und Abstimmungsauf-
wand wurde ein einmaliger Zeitaufwand von 180.000 Minuten bei ei-
nem Lohnsatz von 54,40 Euro pro Stunde ermittelt. Hinzu kommt ein
jahrlicher Erfullungsaufwand von 2.900 Euro.

3. Weitere Kosten

Durch die vorgesehenen gesetzlichen Anpassungen werden die be-
reits bisher von der Bundesnetzagentur angewandten Maf3stabe fiir
die Bestimmung genehmigungsbediirftiger Entgelte im Postgesetz fi-
xiert. Dadurch bleiben die etablierten Entgeltstrukturen auf den Post-
markten erhalten. Das Vorhabendient damit der Stabilisierungder Ent-
geltvorgaben und damit auch der Stabilisierung der zukinftigen Ent-
geltentwicklung, die sich weiterhin entlang der bisher geltenden Regu-
lierungspraxis vollzieht. Auch durch die Einfihrung der Preis-Kosten-
Scheren-Prufung und der verbindlichen Teilnahme von Postdienstleis-
tern am Schlichtungsverfahren entstehen keine Giber den Erflllungs-
aufwand hinausgehenden weiteren Kosten.

VIl.  Befristung; Evaluierung

Das Gesetz ist nicht mit einer Befristung versehen. Ein Enddatum fir
die Regulierung lizenzpflichtiger Briefdienstleistungen ist derzeit nicht
absehbar. Eine Uberpriifung der vorgesehenen Anpassungensollte im
Zusammenhang mit einer Uberpriifung der tibrigen Marktregulierungs-
vorgaben erfolgen.

B. Besonderer Teil

Zu Nummer 1

Der Titel des Gesetzes wird angepasst, damit gewahrleistet ist, dass
sich die durch die nachfolgenden Nummern vorgenommenen Ergan-
zungen in ihm wiederfinden.

Zu Nummer 2 Buchstabe a

§ 18a regelt das Schlichtungsverfahren. Bei Verlust, Entwendung oder
Beschéadigung von Postsendungen sowie im Falle der Verletzung von
Rechten, die Kunden aufgrund der Rechtsverordnung nach § 18 zu-
stehen, entstehen haufig geringe Schaden, fiir deren Geltendmachung
der Weg zu den Gerichten selten eingeschlagen wird. Das Schlich-
tungsverfahren vor der Regulierungsbehorde ist vor diesem Hinter-
grund eine effektive Alternative, um Anspriche schnell, einfach und
risikolos geltend zu machen. Nachdem das Schlichtungsverfahren bis-
her in 8§ 10 der Postdienstleistungsverordnung geregelt war, wird es
nun auf gesetzlicher Ebene verankert und angepasst:
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Zur Anrufung der Schlichtungsstelle berechtigt sind nur solche Kun-
den, die Postdienstleistungen zu allgemein zugéanglichen Konditionen
in Anspruch nehmen, also ohne, dass Sonderbedingungen vereinbart
sind. Dies entspricht dem bereits derzeit nach 88 1, 10 PDLV gelten-
den Anwendungsbereich des Schlichtungsverfahrens. Unter den Be-
griff der Kunden fallen sowohl die Absender als auch die Empfanger
der zu den genannten Bedingungen versandten Postsendungen. Kun-
den, die Postdienstleistungen auf Grundlage konkret vereinbarter Son-
derbedingungenin Anspruch nehmen, sind hingegen nicht zur Anru-
fung der Schlichtungsstelle berechtigt.

Nach Absatz 2 Satz 1 ist Voraussetzung fur eine Schlichtung, dass zu-
vor ein erfolgloser Streitbeilegungsversuch mit dem Anbieter unter-
nommen worden ist. In welchen Féllen von einem Scheitern des Streit-
beilegungsversuchs mit dem Anbieter auszugehen ist, wird in der
Schlichtungsordnung nach Absatz 8 geregelt.

Anders als nach der bisher geltenden Rechtslage wird in Absatz 2
Satz 2 eine Pflicht zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren fur Post-
dienstleister geregelt, wenn Verbraucher die Schlichtungsstelle anru-
fen. Zwar sehen auR3ergerichtliche Streitbeilegungsverfahren in den
meisten Fallen eine freiwillige Teilnahme der Betroffenen vor, weil eine
Einigung in der Regel am wahrscheinlichsten ist, wenn beide Seiten
ohne Verpflichtung an dem Schlichtungsverfahren teilnehmen. Aller-
dings hat sich im Postbereich gezeigt, dass das Schlichtungsverfahren
in vielen Fallen deshalb nicht zur Anwendung kommt, weil Postdienst-
leister pauschal und vorab durch AGB-Klauseln eine Teilnahme am
Schlichtungsverfahren ausschlie3en. Der Ausschluss der Teilnahme
erfolgt damit in einer Vielzahl von Féllen ohne Berlicksichtigung der
konkreten Umstande des Einzelfalles. Im Jahr 2020 (Stand Dezember)
war die fehlende Mitwirkung des Postdienstleisters der haufigste
Grund fur ein Scheitern der Schlichtung. Von 1365 Antragen, die in die
Zustandigkeit der Bundesnetzagentur fielen, wurden 600 mangels Teil-
nahme des Postdienstleisters beendet. In 499 Fallen konnte eine Eini-
gung erreicht werden. 110 Antrédge wurden zuriickgenommen. In 156
Fallen war das Verfahren noch nicht abgeschlossen.

Verbrauchernwird damit die Moglichkeit der au3ergerichtlichen Streit-
schlichtung im Postbereich in vielen Fallen faktisch genommen, ob-
wohl das Schlichtungsverfahren vor dem bereits geschilderten Hinter-
grund regelméfRig das einzige Verfahren darstellt, in dem Anspriche
ohne erhebliches Kostenrisiko geltend gemacht werden kénnen. Um
die Situation fur die Verbraucher zu verbessern, wird die Teilnahme am
Schlichtungsverfahren fur Postdienstleister verbindlich ausgestaltet.
Ziel dieser Anderung ist es, das Schlichtungsverfahrenin einer groRe-
ren Anzahl von Fallen zur Anwendung zu bringen und es als sinnvolles
Verfahren fur Verbraucher und fur Postdienstleister zu etablieren.
Durch eine grélRere Anzahl von Fallen besteht zudem die Mdglichkett,
dassdie Schlichtungsstelle eine Spruchpraxis entwickelt, die sich auch
Postdienstleister zu eigen machen. Perspektivisch kdnnen damit
Schlichtungsanlasse reduziert werden. Aber auch unabhangig davon
ist zu erwarten, dass die verbindliche Teilnahme am Schlichtungsver-
fahren dazu fuhrt, dass sich die Postdienstleister mit entsprechenden
Beschwerden von  Verbrauchern in  Zukunft intensiver
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auseinandersetzen werden. In vorbeschriebenem Sinne erfolgt die vor-
gesehene Gesetzesanderung im Interesse der Verbraucher im Post-
bereich. Sie sollte zudem bei durch die Bundesregierung zu begleiten-
den maoglichen rechtsetzenden Tatigkeiten auf Ebene der Europai-
schen Union Berticksichtigung finden.

Der mit der Verpflichtung zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren als
Berufsausiibungsregelung verbundene Eingriffin die Berufsfreiheit der
verpflichteten Postdienstieister ist gerechtfertigt. Er verfolgt das Ziel,
die Interessen der Verbraucher im Bereich des Postwesens zu schiit-
zen. Eine Pflicht zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren ist geeignet,
das Schlichtungsverfahrenin einer gréReren Anzahlvon Verfahren zur
Anwendung und zu einem zufriedenstellenden Ergebnis fir die Be-
troffenen zu bringen. Der Eingriff ist erforderlich, um die genannten
Ziele zu erreichen. Denn der haufigste Grund, aus dem eine Schlich-
tung nicht durchgefiihrt wird, ist die Weigerung des Postdienstleisters,
am Verfahren teilzunehmen. Auch die in den vergangenen Jahren ge-
fuhrten Diskussionen Uber eine verbindliche Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren hat nicht dazu gefiihrt, dass Postdienstleisterin gro3e-
rem Umfang am Schlichtungsverfahren teilgenommen haben. Gleich-
zeitig wird mit der Verpflichtung allein zur Teilnahme auf starker ein-
greifende Malinahmen wie etwa weitergehende Mitwirkungspflichten
verzichtet. Der Eingriff ist schlie3lich auch angemessen. Insbesondere
muissen die Beteiligten keine Gebihren oder Auslagen fur die Inan-
spruchnahme der Schlichtungsstelle tragen. Der Anwendungsbereich
ist zudem auf solche Vertragsverhdltnisse beschrankt, die zu den all-
gemeinen zugénglichen Bedingungen abgeschlossen werden, ohne
dass Sondervereinbarungen geschlossen wurden. Durch diese Ein-
schrankung wird insbesondere der Grof3teil des Fernabsatzhandels
aus der Schlichtung herausgenommen. In diesen Féallen sind Verbrau-
cher durch die allgemeinen gesetzlichen Vorgaben zuséatzlich ge-
schitzt. Insoweit beschrankt sich die Schlichtung daher derzeit auf
Félle, in denen Verbraucher Postdienstleistungen selbst in Anspruch
nehmen oder Verbraucher Empfanger von Postsendungen sind, die
Dritte zu den allgemein zuganglichen Bedingungen in Anspruch neh-
men. Mit Blick auf die Vorteile niedrigschwelliger und breit verfligbarer
Schlichtungsangebote fur Verbraucherinnen und Verbraucher sieht je-
doch Absatz 9 eine Evaluierungspflicht vor, die eine Untersuchungein-
schlief3t, ob die beschriebene Beschrankungweiterhin sachgerechtist.

In den Absatzen 3 und 4 des neuen 8 18a wird das Schlichtungsver-
fahren nurin Grundziigen geregelt. Einzelheiten zum Verfahrensablauf
werden in einer Schlichtungsordnung nach Absatz 8 geregelt. Die
Schlichtungsordnung ergeht als Rechtsverordnung des Bundesminis-
teriums fur Wirtschaft und Energie, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf. Die Ermachtigung zum Erlass der Schlichtungsord-
nung kann durch Rechtsverordnung auf die Bundesnetzagentur Uber-
tragen werden. Die Schlichtungsordnung bestimmt das Konfliktbeile-
gungsverfahren und regelt die Einzelheiten seiner Durchfihrung. Das
Verfahren muss den Vorgaben des Verbraucherstreitschlichtungsge-
setzes entsprechen, soweit die Schlichtung zwischen einem Verbrau-
cher und einem Postdienstleister durchgefihrt wird. Bis zum Erlass ei-
ner Rechtsverordnung nach Absatz 8 bleiben Schlichtungsordnungen,
die auf Grundlage des § 18 Absatz 2 erlassen wurden, wirksam. Das
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Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie meldet die Bundesnetz
agentur als behdordliche Verbraucherschlichtungsstelle nach dem Ver-
braucherstreitbeilegungsgesetz.

Nach § 18a Absatz 9 wird die Bundesregierung den Anwendungsbe-
reich der Schlichtungsregelung nach Absatz 1 bis zum Ablauf eines
Zeitraums von zwei Jahren evaluieren. Da Absatz1 Satz 2 den An-
wendungsbereich des Schlichtungsverfahrens beschrankt, muss die
Evaluierung eine Untersuchung einschliel3en, ob die Begrenzung des
Kundenbegriffs auf Absender, die Postdienstleistungen vertraglich in
Anspruch nehmen, ohne dass mit ihnen Sonderbedingungen verein-
bart wurden, und auf Empfanger von Postsendungen, die von solchen
Absendern versandt werden, dem Ziel eines effektiven Verbraucher-
schutzes gerecht wird oder eine Ausweitung des Kundenbegriffs erfol-
gen sollte, insbesondere, ob der Bezug zu Sonderbedingungen aufge-
geben werden kann. Die Ergebnisse der Evaluierung liefern zugleich
eine Tatsachengrundlage zur Bertcksichtigung bei einer zukiinftigen
Novellierung des Postgesetzes.

Fur die Tatigkeit der Schlichtungsstelle werden von der Schlichtungs-
stelle keine Geblihren oder Auslagen erhoben. Damit werden die Hir-
den fir die Inanspruchnahme des Schlichtungsverfahrens mdglichst
niedrig gehalten. Kosten, die den Parteien durch die Teilnahme am
Verfahren entstehen, haben diese selbst zu tragen. Um der Offentlich-
keit einen Einblick in das Schlichtungsverfahren zu erméglichen, ver-
offentlicht die Schlichtungsstelle regelmaRig einen Bericht Uber ihre
Tatigkeit.

Die Regelung des § 20 PostG wird in drei wesentlichen Punkten ange-
passt. Zunéchst wird die Definition der Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung einschliel3lich der Vorgaben zur Bestimmung des
dem regulierten Unternehmen zustehenden Gewinnsatzes im Postge-
setz verankert. Sodann werden konkretisierende Vorgaben zur Be-
rucksichtigung von besonderen Aufwendungen geschaffen. Schliel3-
lich wird die Preis-Kosten-Schere als Vermutungstatbestand fur eine
missbrauchliche Entgeltgestaltung aufgenommen. Im Einzelnen:

Die Regelung imneuen Absatz 2 des § 20 PostG tragt dem Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts vom 27. Mai 2020 (Az. 6 C 1.19) Rech-
nung. Das Gericht hat entschieden, dass die durch die Erste Verord-
nung zur Anderung der Post-Entgeltregulierungsverordnung vom 29.
Mai 2015 (BGBI. |1 S. 892) in § 3 Absatz 2 Satz 2 der Post-Entgeltregu-
lierungsverordnung verankerte Regelung zur Bestimmung des demre-
gulierten Unternehmen zuzubilligenden Gewinnsatzes rechtswidrig
und damit unanwendbar ist. Die in der Verordnung vorgesehene Ver-
gleichsbetrachtung der Gewinnmargen anderer europaischer Anbieter
setze sich in Widerspruch zu dem im héherrangigen Postgesetz vor-
gegebenen und historisch aufgeladenen Effizienzkostenbegriff. Zu ei-
ner solchen vomPostgesetzabweichenden Regelungder Gewinnsatz
bemessung sei der Verordnungsgeber nach § 21 Absatz 4 Satz 3
PostG nicht erméchtigt. Zudem beditirfe es im Hinblick auf die wesent-
lichen Kriterien der Vergleichsmarktbetrachtung konkreter Vorgaben
des Bundesgesetzgebers (BVerwG, Urt.v. 27. Mai 2020,6 C 1.19, ins-
bes. Rn. 53 ff.).
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Um den Konflikt zwischen Gesetzes- und Verordnungsrechtaufzulo-
sen und dem Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes zu entsprechen,
werden die bislang auf Verordnungsebene verortete Definition der
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung sowie die Vorgabe zur
Ermittlung des im Rahmen der Kosten der effizienten Leistungsbereit-
stellung zu gewahrenden Gewinnsatzes auf die Ebene des formellen
Gesetzes gehoben. Durch die gesetzliche Regelung wird verdeutlicht,
dass der postgesetzliche Effizienzkostenbegriff mit einem auf Grund-
lage eines Vergleichs der Gewinnmargen anderer europdaischer Anbie-
ter ermittelten Gewinnsatz vereinbar ist. Die Gewinnbemessung auf
Grundlage der beschriebenen Vergleichsmarktbetrachtung ist auf den
durch hohe Personalkosten gepragten Postméarkten angemessen. Sie
ermdglicht es dem regulierten Unternehmen zudem, auf die wirtschaft-
lichen Herausforderungen wachsender digitaler Konkurrenz angemes-
sen zu reagieren. Nur wenn den angesichts der sich verandernden
Marktgegebenheiten zunehmend erforderlichen Transformationspro-
zessen bei der Preisgestaltungadéquat Rechnunggetragen wird, kann
auch weiterhin eine flachendeckende Versorgung mit Postdienstleis-
tungen zu erschwinglichen Preisen gewahrleistet werden.

Die durch die Zweite Verordnung zur Anderung der Post-Entgeltregu-
lierungsverordnung vom 14. Marz 2019 (BGBI. | S. 338) vorgenomme-
nen weiteren Konkretisierungen der Vergleichsmarktbetrachtung wur-
den bertcksichtigt. Durch die neu geschaffene Regelung des 8§ 20 Ab-
satz 2 Satz 3 wird sichergestellt, dass Zeitrdume, in denen aul3erge-
wohnliche Umstéande die wirtschaftliche Entwicklung beeinflusst ha-
ben, bei der Bestimmung des Gewinnsatzes unbericksichtigt bleiben.
Damit wird gewahrleistet, dass der in der Zukunft liegende Genehmi-
gungszeitraum nicht mafRgeblich durch Umstande beeinflusst wird, die
sich mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht wiederholenwerden. In diesem
Sinne handelt es sich um eine im Rahmen von Vergleichsmarktbe-
trachtungen Ubliche Nicht-Berucksichtigung von Ausreil3ern.

§ 20 Absatz 3 PostG enthélt weitere MalRstébe, denen genehmigungs-
bedurftige Entgelte entsprechen miussen. Der postgesetzliche Effizi-
enzkostenmal3stab wird dabei durch die Berlcksichtigungsfahigkeit
bestimmter, in Satz 2 und 3 genannter Aufwendungen erweitert. Durch
die neu eingefugten Satze 2 sowie 4 bis 6 wird die gesetzlich bereits
bisher angeordnete Berlcksichtigung dieser Aufwendungen bei der
Bewertung von Entgelten konkretisiert. Der neue Satz 2 trennt zu-
nachst die besondere Bertcksichtigung von Aufwendungen nach den
Satzen 3 bis 6 von der in Satz 1 a. E. geregelten allgemeinen Moglich-
keit, Entgeltgestaltungen im Kontext der in Satz 1 genannten Mal3-
stabe zu rechtfertigen. Die Satze 3 bis 6 enthalten sodann konkreti-
sierte Vorgaben zur Lastenberticksichtigung. Die bisher in Satz 2 ent-
haltene, nicht abschlieRende Aufzahlung besonderer Aufwendungen
bleibt im neuen Satz 3 unveréandert erhalten. Satz 4 gibt vor, dass
diese Aufwendungen — soweit méglich — nach dem Prinzip der Verur-
sachung zuzuordnen sind. Satz 5 ermdéglicht — abweichend von Satz 4
— eine Zuordnung nach dem Tragfahigkeitsprinzip, wenn die Aufwen-
dungen bei einer verursachungsgerechten Zuordnung nicht ohne Be-
eintrachtigung der Wettbewerbsfahigkeit der jeweiligen Dienstleistung
getragen werden konnen. In diesen Féllen erlaubt das Tragfahigkeits-
prinzip eine Zuordnung der Aufwendungen zu anderen
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Dienstleistungen, soweit sie durch diese erwirtschaftet werdenkénnen.
Die Anwendung des Tragfahigkeitsprinzips istan dieser Stelle gerecht-
fertigt, weil es sich bei den Aufwendungen nach 8 20 Absatz 3 Satz 2
und 3 um Kosten handelt, die andere Anbieter nicht zu tragen haben
und die ein rein wirtschaftlich ausgerichtetes Unternehmen abbauen
wirde.

Dienstleistungen, deren Entgelte der Genehmigung nach § 19 bedur-
fen, kbnnen Aufwendungen nach dem Tragfahigkeitsprinzip nur zuge-
ordnet werden, soweit zwischen den Aufwendungen und den Dienst-
leistungen ein Zurechnungszusammenhang besteht. Ein solcher Zu-
sammenhang besteht insbesondere dann, wenn bei der Erbringung
von Dienstleistungen Annahme-, Ausgabe- oder Sortiereinrichtungen,
der Transport, die Zustellung und die dafir eingesetzten Personalres-
sourcen ganz oder teilweise gemeinsam genutzt werden. Ein Zusam-
menhang besteht hingegen nicht, wenn die Aufwendungen solchen
Produkten verursachungsgerecht zugeordnet werden kdnnen, die
nicht mit den genehmigungspflichtigen Dienstleistungen gemeinsam
beférdert werden. Dies ist insbesondere bei Paketdienstleistungen der
Fall, die ausschlieflich Giber ein eigenes Netz zugestellt werden. Damit
wird gewahrleistet, dass Aufwendungen fur die Beférderung von Pake-
ten im Paketnetz nicht entgelterh6hend bei der Bestimmung der ge-
nehmigungsbedurftigen Briefdienstleistungen bertcksichtigt werden.

Mit diesen Vorgaben zur Zuordnung von Aufwendungen nach 8 20 Ab-
satz 3 Satz 2 und 3 wird einem obiter dictum des Bundesverwaltungs-
gerichts Rechnung getragen (Urt. v. 27. Mai 2020, 6 C 1.19, Rn. 61 f.).
Das Gericht hat darin die Rechtmafigkeit der bisherigen Allokations-
praxis der Bundesnetzagentur, die subsidiar auf dem Tragfahigkeits-
prinzip aufbaute, angezweifelt. Wie vom Gericht gefordert, wird mit
§ 20 Absatz 3 Satz 4 bis 6 eine gesetzliche Grundlage fur die Alloka-
tion von Aufwendungen im Sinne des 8§ 20 Absatz 3 Satz 2 und 3 ge-
schaffen, die zugleich die vom Gericht geforderten Grenzen berick-
sichtigt. Damit wird im Vergleich zur bisherigen Regulierungspraxis ein
Mittelweg gesetzlich fixiert. Dieser ermgglicht es zum einen, dass an-
erkennungsfahige Aufwendungen, die in gro3en Teilen aus der
Rechtsnachfolge der Deutschen Bundespost und im Ubrigen aus der
Erfullung der normativen Anforderungen des Universaldienstes resul
tieren, weiterhin Uber die regulierten Briefentgelte finanziert werden
kénnen. Zum anderen wird gewahrleistet, dass der Wettbewerb auf
den Paketmarkten nicht beeintrachtigt wird.

In § 20 Absatz 4 wird ein Vermutungstatbestand fir missbréauchliche
Entgelte im Sinne des § 20 Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 geschaffen.
Mit der bereits aus dem allgemeinen Wettbewerbsrecht und dem Tele-
kommunikationsrecht bekannten Preis-Kosten-Scheren-Prifung wird
gewahrleistet, dass der Preisabstand zwischen Zugangsleistungen
nach § 28 und Endkundeleistungen, die weitere Wertschopfungsstufen
umfassen, ausreichend groR ist, damit Wettbewerber, die auf Grund-
lage des Teilleistungszugangs nach 8 28 eigene Endkundenleistungen
anbieten, eine angemessene Marge auf ihren Eigenanteil an der Wert-
schopfung erzielen kénnen.

Kein missbrauchliches Verhalten im Sinne des 8§ 20 Abs. 4 ist es hin-
gegen, wenn der marktbeherrschende Lizenznehmer Endkunden und
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Wettbewerbern Zugangsleistungen nach § 28 zu gleichen Entgelten
anbietet, wenn diese Sendungen unter gleichen Bedingungen einlie-
fern. Insoweit fordert die Preis-Kosten-Schere keine pauschalen Wett-
bewerber- oder GroRhandelsrabatt.

8 34 PostG enthalt Vorgaben fur Entgelte, die Lizenznehmer fir form-
liche Zustellungen erheben. Zur férmlichen Zustellung von Schriftsti-
cken nach den Vorschriften der Prozessordnungen und der Gesetze,
die die Verwaltungszustellung regeln, sind alle Lizenznehmer nach
§ 33 Absatz 1 PostG — vorbehaltlich einer Befreiung nach § 33 Ab-
satz 2 — verpflichtet. Die Entgelte fur formliche Zustellungen bedrften
nach § 34 Satz 4 PostG der Genehmigung durch die Regulierungsbe-
horde. Die Genehmigungspflicht gilt dabei — anders als im Kontext der
Marktregulierung nach Abschnitt 5 — ohne Ricksicht auf die Marktstel-
lung des Lizenznehmers. Das heif3t, auch nicht marktbeherrschende
Anbieter missen ihre Entgelte genehmigen lassen. Diese Genehmi-
gungspflicht fuhrt in der Praxis zu einem hohen birokratischen Auf-
wand beiden Lizenznehmern. Demgegenuber ist ein be sonderer Nut-
zen dieser weit gefassten Genehmigungspflicht nicht erkennbar.

Vor diesem Hintergrund unterwirft § 34 Satz 4 in Zukunft nur noch Ent-
gelte fur formliche Zustellungen der Genehmigungspflicht, die von
marktbeherrschenden Lizenznehmern erhoben werden. Die Regulie-
rungsbehdrde informiert rechtzeitig Gber den Wegfall der Entgeltge-
nehmigungspflicht fir formliche Zustellungen nicht marktbeherrschen-
der Lizenznehmer, um Nachteile fir diese Lizenznehmer in offentli-
chen Ausschreibungsverfahren zu vermeiden.

Zudemwerden die durch die beschriebenen Anpassungen erforderlich
gewordenen Folgeanderungen im Postgesetz vorgenommen.

Die bereits in der Bundestags-Drucksache 19/20347 enthaltene An-
passung des § 39 wird aus rechtsférmlichen Griinden neu gefasst. Zu-
dem wird der vorgesehene Straftatkatalog um das Grundstoffubema-
chungsgesetz, das Kriegswaffenkontrollgesetz und das Ausgangs-
stoffgesetz ergénzt. Die so angepasste Regelung des § 39 Absatz4a
lasst alle ubrigen Félle, in denen Postdienstleiser berechtigt oder ver-
pflichtet sind, Postsendungen den Strafverfolgungsbehérden oder an-
deren Stellen vorzulegen, unberdhrt.

Zu Nummer 2 Buchstabe b

Der Gesetzentwurfdes Bundesrates siehtvor, dass ein Verstol3 gegen
die in 8 39 Absatz 4a eingefiihrte Vorlagepflicht miteinemBuRR3geld ge-
ahndet werden kann. Eine Bul3geldbewehrung birgt allerdings die Ge-
fahr, dass die Dienstleister in Zweifelsféallen mehr Sendungen vorle-
gen, um nicht Gefahr zu laufen, mit einem Bul3geld belegt zu werden.
Um die Postdienstleister zu einer Vorlage nur in solchen Fallen zu ver-
anlassen, in denen zureichende tatsachliche Anhaltspunkte vorliegen,
sollte auf eine BuRgeldandrohung verzichtet werden.

Zu Nummer 3

Der eingefugte Artikel 2 und 3 enthélt Folgednderungen in der Post-
Entgeltregulierungsverordnung und der Postdienstleistungsverord-
nung, die durch die Anderungen des Postgesetzes erforderlich wer-
den.
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Zu Nummer 4
Es handelt sich um Folgeanderungen.
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	1. ‚ In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 18 folgende Angabe eingefügt:
	„§ 18a Schlichtung“.
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	a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	b) Absatz 2 wird aufgehoben.

	3. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt:
	„§ 18a
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	a) In Absatz 1 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt.
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	d) Nach dem neuen Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
	(4) „ Eine missbräuchliche Beeinträchtigung im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 wird insbesondere dann vermutet, wenn die Spanne zwischen
	1. dem Entgelt, das ein marktbeherrschender Lizenznehmer Wettbewerbern für eine Zugangsleistung nach § 28 in Rechnung stellt, und
	2. dem Entgelt, das er für eine Endkundenleistung verlangt, die weitere Wertschöpfungsstufen umfasst,


	e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.

	5. § 21 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 wird jeweils die Angabe „§ 20 Abs. 2 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.
	b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
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	8. § 34 wird wie folgt geändert:
	a) In Satz 3 wird die Angabe „§ 20 Abs. 1 und 2“ durch die Angabe „§ 20 Absatz 1 und 3“ ersetzt.
	b) In Satz 4 werden nach den Wörtern „durch die Regulierungsbehörde“ ein Komma und die Wörter „soweit der Lizenznehmer marktbeherrschend ist“ eingefügt.

	9. Nach § 39 Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:
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	3. § 19 des Grundstoffüberwachungsgesetzes vom 11. März 2008 (BGBl. I S. 306), das zuletzt durch Artikel 92 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist,
	4. den §§ 95 und 96 des Arzneimittelgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3394), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2870) geändert worden ist,
	5. § 4 des Anti-Doping-Gesetzes vom 10. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2210), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. Juli 2020 (BGBl. I S. 1547) geändert worden ist,
	6. den §§ 51 und 52 des Waffengesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), das zuletzt durch Artikel 228 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist,
	7. den §§ 40 und 42 des Sprengstoffgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3518), das zuletzt durch Artikel 232 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist,
	8. den §§ 19 bis 21 und 22a des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506), das zuletzt durch Artikel 36 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist,
	9. § 13 des Ausgangsstoffgesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2678),



	b) Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen.

	3. Nach Artikel 1 werden folgende Artikel eingefügt:
	‚Artikel 2
	Die Post-Entgeltregulierungsverordnung vom 22. November 1999 (BGBl. I S. 2386), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. März 2019 (BGBl. I S. 338) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Angabe „Absatzes 2“ wird durch die Angabe „§ 20 Absatz 2 des Gesetzes“ ersetzt.
	bb) Die Angabe „§ 20 Abs. 2“ wird durch die Angabe „§ 20 Absatz 3“ ersetzt.

	b) Die Absätze 2 und 4 werden aufgehoben.
	c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.
	d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3 und die Angabe „§ 20 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 20 Absatz 3“ ersetzt.

	2. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe „§ 20 Abs.2“ durch die Angabe „§ 20 Absatz 3“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 3 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 20 Absatz 2 des Gesetzes“ ersetzt.



	Artikel 3
	Die Postdienstleistungsverordnung vom 21. August 2001 (BGBl. I S. 2178), die durch Artikel 170 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 10 wie folgt gefasst:
	„§ 10 (weggefallen)“.

	2. § 10 wird aufgehoben.‘



	4. Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 4.
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